
BESCHLUSS DES RATES

vom 21. Februar 2006

über den Abschluss eines Protokolls zum Übereinkommen zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und der Republik Island und dem Königreich Norwegen über die Kriterien und
Regelungen zur Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat

oder in Island oder Norwegen gestellten Asylantrags

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2006/167/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Absatz 1 Buchsta-
be a in Verbindung mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1
Satz 1 und Absatz 3 Unterabsatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Kommission hat im Namen der Europäischen
Gemeinschaft mit der Republik Island und dem König-
reich Norwegen ein Protokoll zum Übereinkommen zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik
Island und dem Königreich Norwegen über die Kriterien
und Regelungen zur Bestimmung des zuständigen Staates
für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat oder in Is-
land oder Norwegen gestellten Asylantrags ausgehandelt.

(2) Das Protokoll wurde am 29. Juni 2005 gemäß dem Be-
schluss des Rates vom 13. Juni 2005 vorbehaltlich seines
Abschlusses zu einem späteren Zeitpunkt im Namen der
Europäischen Gemeinschaft unterzeichnet.

(3) Das Protokoll sollte genehmigt werden.

(4) Gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position
des Vereinigten Königreichs und Irlands beteiligen sich
das Vereinigte Königreich und Irland an der Annahme
und der Anwendung dieses Beschlusses.

(5) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der

Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht
an der Annahme dieses Beschlusses, der daher für diesen
Staat nicht verbindlich und ihm gegenüber nicht anwend-
bar ist —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Protokoll zum Übereinkommen zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und der Republik Island und dem Königreich
Norwegen über die Kriterien und Regelungen zur Bestimmung
des zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitglied-
staat oder in Island oder Norwegen gestellten Asylantrags wird
im Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 5 Absatz 2 des
Protokolls (2) vorgesehene Notifizierung vor.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 21. Februar 2006.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
K. GASTINGER

DE28.2.2006 Amtsblatt der Europäischen Union L 57/15

(1) Stellungnahme vom 13. Dezember 2005 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(2) Das Protokoll tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag
in Kraft, an dem die Vertragsparteien die Notifizierung vorgenom-
men haben.


